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INHALT Seite
a) F ür die Frage, ob ein von § 213 Alt. 1 BGB erfasster Fall 
elektiver K onkurrenz m ehrerer A nsprüche vorliegt, ist allein 
maßgeblich, dass das Gesetz dem G läubiger generell mehrere, 
einander absch ließende A nsprüche zur Auswahl stellt. D aher 
w erden von der d ort angeordneten E rstreckung der W irkung 
verjährungshem m ender oder den N eubeginn der Verjährung 
auslösender M aßnahm en sämtliche in § 437 BGB aufgeführ­
ten kaufrechdichen N acherfüllungs- und Gew ährleistungs- 
rechtc erfasst, die auf demselben Mangel beruhen.
b) D ie in § 213 Alt. 1 BGB angeordnete W irkungserstre­
ckung gilt auch dann, wenn die wahlweise bestehenden A n­
sprüche in ihrem U mfang über den mit der Klage geltend 
gem achten A nspruch hinausgehen.................................................  151
a) F ür den zur Zahlung von E lternunterhalt Verpflichteten, 
der verheiratet ist und kein eigenes Erw erbseinkom m en er­
zielt, besteht grundsätzlich kein Bedürfnis für die Bildung 
eines eigenen Altersvorsorgevermögens.
b) Dies gilt allerdings nicht, soweit der U nterhaltspflichtige 
über seinen Ehegatten nicht hinreichend für das A ller abge­
sichert ist, was er darzu.egen und gegebenenfalls zu beweisen 
hat.
c) Eine unzureichende A ltersversorgung ist gegeben, wenn
der Ehegatte selbst nicht über eine -  den M aßstäben zum  El- 
ternunterhalt entsprechende -  Altersversorgung verfügt........  166
a) Die bei einer Mietsache für eine konkludent getroffene 
Beschaffenheitsvereinbarung erforderliche E inigung kom m t 
nicht schon dadurch zustande, dass dem Vermieter eine be­
stim m te Beschaffenheitsvorstellung des M ieters bekannt ist. 
E rforderlich ist vielmehr, dass der V ermieter darauf in irgend­
einer Form  zustim m end reagiert.
b) D ie in § 22 Abs. la  BImSchG vorgesehene Privilegierung 
von K inderlärm  ist auch bei einer Bew ertung von Lärm ein- 
w irkungen als Mangel einer gemieteten W ohnung zu berück­
sichtigen.
c) N achträglich erhöhte G eräuschim missionen, die von ei­
nem N achbargrundstück ausgehen, begründen bei Fehlen an­
derslautender Beschaffenheitsvereinbarungen grundsätzlich 
keinen gemäß § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB zur M ietm inderung 
berechtigenden Mangel der M ietwohnung, w enn auch der 
Vermieter die Imm issionen ohne eigene Abw ehr- oder E n t­
schädigungsm öglichkeit nach § 906 BGB als unwesentlich 
oder ortsüblich hinnehm en muss. Insow eit hat der W oh­
nungsm ieter an der jeweiligen S ituationsgebundenheit des 
M ietgrundstücks teil...........................................................................  178


